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Besser für die Menschen. 

CDU 

Zwei-Klassen-Medizin 
verhindert 

»Präsidium und Bundes- 
vorstand betrachten die 
Eckpunkte der Konsens- 
verhandlungen zur Ge- 
sundheitsreform einmütig 
als geeignete Grundlage 
für das Gesetzgebungs- 
verfahren", sagte Angela 
Merkel zu dem gefunde- 
nen Kompromiss. 

Die CDU-Vorsitzende 
und Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
zeigte sich zufrieden mit den 
Eckpunkten der Vereinba- 
rung. Zwar sei das Konsens- 
papier kein „Blankoscheck" 
für die Beurteilung des Ge- 
setzes, es zeige jedoch, dass 
alle        Fortsetzung Seite 3 
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M I N I - J 0 B S 

KARL-JOSEF   LAUMANN 

Mini-Jobs sind großartiger Erfolg 
Zur Entwicklung der Mini- 
Jobs seit dem 1. April 2003 
erklärt der Vorsitzende der 
Arbeitsgruppe Wirtschaft 
und Arbeit der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: 

Die Entwicklung bei den 
Mini-Jobs ist ein großartiger 
Erfolg. Durch die Neurege- 
lung werden fast eine Million 
Fleißige, die einen neuen 
Mini-Job aufgenommen ha- 
ben, wieder belohnt. Wer 
mehr arbeitet, hat auch mehr 
in der Tasche. Brutto für 
Netto, so wie es die Union 
vorgeschlagen hatte. Diesen 
Erfolg darf sich die Bundes- 
regierung nicht an die Brust 
heften. Sich mit falschen Fe- 
dern zu schmücken, hat noch 
nie gut getan. Die Neurege- 
lung ist die l:l-Umsetzung 
des Unions-Modells. Genau 
so, wie wir es im Wahlkampf 
versprochen hatten. 

Hätte die Bundesregie- 
rung auch die anderen Uni- 
ons-Forderungen übernom- 
men, wären wir heute deut- 
lich weiter. Insgesamt sind 
jetzt 5,76 Millionen Mini- 

IMPRESSUM 

Jobber gemeldet. Das sind 
rund 1,7 Millionen mehr als 
bei der letzten Zählung des 
IAB im September 2002. 
Zieht man die gut 740.000 
„Umbuchung" aus der alten 
Regelung davon ab, bedeutet 
das einen Netto-Zuwachs 
von 930.000 geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnis- 
sen. Hinzu kommen noch 
die kurzfristigen Beschäfti- 
gungsverhältnisse und die 
Tätigkeiten in den privaten 
Haushalten. Werden diese 
hinzugerechnet, sind im Nie- 
driglohnbereich sogar 6,46 
Millionen Personen beschäf- 
tigt. Das zeigt ganz klar, das 
Unions-Modell funktioniert. 
Die Arbeitgeber haben jetzt 
einen zentralen Ansprech- 

partner bei der Bundes- 
knappschaft und müssen sich 
nicht mehr bei rund 350 
Krankenkassen und 700 Fi- 
nanzämtern melden. Gleich- 
zeitig erhalten die Arbeitneh- 
mer wieder mehr netto, weil 
der Zusatzjob nicht auf 
das Einkommen angerechnet 
wird. 

Modernisierung des Ar- 
beitsmarkts 

Der Zusatzjob lohnt sich 
wieder. Das fatale 325-Euro- 
Gesetzder Bundesregierung, 
das zum Verlust von Tausen- 
den Arbeitsplätzen geführt 
hatte, ist damit endlich über- 
wunden. Dieser Riester- 
Schrott ist weggeräumt. Ich 
hoffe, dass die Bundesregie- 
rung aus der Erfahrung bei 
den Mini-Jobs lernt und auch 
unser Konzept zur Moderni- 
sierung des Arbeitsmarktes 
endlich 1:1 umsetzt. Ange- 
sichts von über 4 Millionen 
Arbeitslosen wäre das auch 
bitter nötig. 
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GESUNDHEITSREFORM 

Fortsetzung von Seite 1 
Seiten willens seien, die 

anstehenden  Probleme zu 
lösen. Zum Erfolg der Ver- 
handlungen  hatten  nächt- 
liche Telefonate zwischen 
der CDU-Vorsitzenden und 
dem   Bundeskanzler   ent- 
scheidend beigetragen. Wie 
Sachsen-Anhalts Minister- 
Präsident Wolfgang  Böh- 
uier, Mitglied der Kommis- 
sion, bestätigte, habe sich 
die Runde erst nach diesen 
Gesprächen   einigen  kön- 
nen. Die CDU-Vorsitzende 
betonte, der schlechte Zu- 
stand  des  Gesundheitssy- 
stems sei vor allem auf die 
letzten   viereinhalb   Jahre 
rot-grüner Politik zurück- 
zuführen. „Da der Union je- 
doch die Zukunft des Lan- 
des und das Schicksal der 
Menschen am Herzen liegt, 
haben wir uns bereit erklärt, 
an     den     Verhandlungen 
rnitzuwirken",   so   Angela 
Merkel. 

Ziel sei es dabei gewe- 
sen, ein „Abgleiten in die 
Zweiklassenmedizin" zu 
verhindern. Um dies sicher- 
zustellen, sei es nötig, von 
den Versicherten Gegenlei- 
stungen in Form von höhe- 
rer Eigenverantwortung 
Und höheren Beiträgen zu 
verlangen. „Nur so kann ge- 
währleistet werden, dass 
auch in Zukunft jeder 
Mensch, unabhängig von 
seinem Alter und der per- 

sönlichen Leistungskraft, 
die notwendige medizini- 
sche Versorgung erhalte. 

„Der Kompromiss trägt 
ganz wesentlich die Hand- 
schrift der Union", sagte die 
Parteichefin.   Den   CDU/ 
CSU-Vertretern in der De- 
legation sei es gelungen, 
„schlimmste      zentralisti- 
sche    und    dirigistische" 
Vorschläge     abzuwehren. 
Deshalb bleibe es jetzt bei 
der   freien   Arztwahl;   ein 
zentralistisches   Qualitäts- 
management     werde     es 
ebenso  wenig  geben  wie 
eine Positivliste. Außerdem 
habe das Ziel erreicht wer- 
den können, den Beitrags- 
satz bis zum Jahr 2006 auf 
13 Prozent zu begrenzen. 
Angela Merkel betonte in 
diesem     Zusammenhang, 
die Union habe sich wäh- 
rend   der   Verhandlungen 
besonders dafür stark ge- 
macht,   die   notwendigen 
„Zuzahlungen   sozial   ge- 
recht" zu gestalten. 

yy 
„Union setzt ihre Ge- 

sundheitspolitik durch " 

Süddeutsche Zeitung, 22. Juli 

Insgesamt sei es mit dem 
Eckpunktepapier gelungen, 
das Krankenversicherungs- 
system für diese Legislatur- 
periode   zu   stabilisieren. 

Angesichts der demografi- 
schen Entwicklung in den 
kommenden zwanzig bis 
dreißig Jahren könnten die 
aktuellen Reformanstren- 
gungen jedoch erst der An- 
fang sein. Vor diesem Hin- 
tergrund sei es wichtig, dass 
der Kompromiss „eine 
Weiterentwicklung über 
die Jahre 2006 und 2010" 
ermögliche. Dies sei durch 
die Ausgliederung von Lei- 
stungen aus dem Katalog 
der gesetzlichen Kranken- 
versicherung wie Zahner- 
satz und Krankengeld ge- 
schehen. 

Sachsen-Anhalts Minis- 
terpräsident Wolfgang 
Böhmer, der von Seiten der 
unionsregierten Länder die 
Verhandlungen    mit    der 
Bundesregierung    geführt 
hatte, sagte, in den Beratun- 
gen sei ein „sozial ausge- 
wogenes Modell" der Mit- 
finanzierung durch die Ver- 
sicherten gefunden worden. 
Damit gewinne man Zeit, 
Lösungen für die Jahre ab 
2007 zu finden. Angesichts 
der  demografischen   Ent- 
wicklung  müsse  das Ge- 
sundheitswesen   ab   2015 
auf eine  neue   Finanzie- 
rungsgrundlage      gestellt 
werden.     Böhmer     fügte 
hinzu, da das Gesundheits- 
wesen ein „nach oben offe- 
nes System" sei, werde es 
nie eine „Lösung für die 
halbe Ewigkeit" geben. 
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Argumentationspapier zur 
Gesundheitsreform 

Der stellvertretende Vor- 
sitzende der CDU/CDU- 
ßundestagsfraktion, 
Horst Seehofer, der Vor- 
sitzende der Arbeits- 
gruppe Gesundheit und 
Soziale Sicherung, And- 
reas Storm, und die Ge- 
sundheitspolitische Spre- 
cherin, Annette Wid- 
mann-Mauz, haben zu den 
Eckpunkten der Konsens- 
verhandlungen zur Ge- 
sundheitsreform folgen- 
des Argumentationspa- 
pier vorgelegt: 

Die mit der Bundesregie- 
rung, den Koalitionsfraktio- 
nen und der FDP vereinbar- 
ten Eckpunkte zur Gesund- 
heitsreform sind ein Kom- 
promiss, der erkennbar und 
deutlich die Handschrift der 
Union trägt. Die Union hat 
praktisch alle von der CDU/ 

CSU-Bundestagsfraktion 
im Februar 2003 beschlos- 
senen Ziele für eine Reform 
der gesetzlichen Kranken- 
versicherung in die Eck- 
punkte einbringen können: 
• Es bleibt bei einer qualita- 
tiv hochwertigen und huma- 
nen Versorgung in Medizin 
und Pflege, die allen Men- 
schen ohne Ansehen des Al- 
ters oder der finanziellen 
Leistungsfähigkeit zugute 
kommt. 

• Es wird eine verlässliche 
Grundlage und Perspektive 
für alle Gesundheitsberufe 
geschaffen. 
• Das Zukunftsmodell ist 
ein  freiheitliches Gesund- 
heitswesen ohne staatliche 
Bevormundung oder Nach- 
fragemonopol der Kranken- 
kassen. Der rot-grüne Weg 
in die Staatsmedizin ist ab- 
gewehrt. Die freie Arzt- und 
Krankenhauswahl   bleiben 
erhalten. Die Versicherten 
erhalten    mehr    Entschei- 
dungsfreiheiten und Mitwir- 
kungs-   und   Beteiligungs- 
rechte.    Transparenz    und 
Wettbewerb werden deut- 
lich verstärkt. Die Budgetie- 
rungen der Leistungsausga- 
ben werden ab 2007 abge- 
schafft. Die Qualität der me- 
dizinischen Versorgung der 
Patienten wird durch vielfäl- 
tige Maßnahmen verbessert. 
Dem drohenden Ärzteman- 
gel in den Krankenhäusern 
und  der Verschlechterung 
der Arbeitsbedingungen für 
Ärzte und andere Gesund- 
heitsberufe wird gegenge- 
steuert. Bürokratie wird ab- 
gebaut, Verwaltungskosten 
werden zurückgeführt. 
• Die paritätisch finan- 
zierten Lohnnebenkosten 
werden durch die verein- 
barten  Reformmaßnahmen 

deutlich abgesenkt. In der 
gesetzlichen Krankenversi- 
cherung werden die Bei- 
träge in den nächsten Jahren 
bei 13% liegen. 
• Die vereinbarten Reform- 
maßnahmen und finanziel- 
len Belastungen sind gerecht 
auf alle Beteiligten verteilt 
und sozial ausgewogen. 
• Versicherungsfremde Lei- 
stungen werden künftig mit 
Steuermitteln finanziert. 
• Die Eigenverantwortung 
der Patienten wird gestärkt 
unter Beachtung der sozia- 
len Balance. Niemand wird 
durch Zuzahlungen von me- 
dizinisch notwendigen Lei- 
stungen abgehalten. 
• Durch die vorgenannten 
Maßnahmen wird eine deut- 
liche Beitragssenkung er- 
reicht, die Versicherten er- 
halten finanzielle Spiel- 
räume. Deshalb ist es gelun- 
gen, die Übertragung der 
Zahnersatzleistungen in die 
vollständige Eigenverant- 
wortung der Versicherten zu 
erreichen. 

• Sozialhilfeempfänger wer- 
den künftig bei der medizini- 
schen Versorgung wie die ge- 
setzlich Krankenversicher- 
ten behandelt. Auch Sozial- 
hilfeempfängerwerden künf- 
tig eine Selbstbeteiligung zu 
tragen haben. 
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Die Tatsache, dass prak- 
tisch alle von der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion formu- 
lierten Ziele zur Zukunft der 
gesetzlichen Krankenversi- 
cherung in den Eckpunkten 
umgesetzt werden konnten, 
ist ein großer politischer Er- 
folg. Eine Vielzahl der von 
Rot-Grün geplanten politi- 
schen Eingriffe in das Ge- 
sundheitswesen wie z. B. die 
Positivliste, das Kassenmo- 
nopol, das „Zentrum für 
Qualität in der Medizin" und 
die Fortsetzung der Bud- 
getierung konnten durch 
den Kompromiss verhindert 
werden. Diese Gesundheits- 
reform ist vom Finanzvolu- 
rnen und von den Struktur- 

maßnahmen ein großes 
Werk. Gleichwohl werden 
die langfristigen Probleme 
aus der Demographie damit 
noch nicht gelöst. Das war 
auch nicht Auftrag der Kon- 
sensrunde. 

In dem Argumentati- 
onspapier wird zu folgen- 
den Eckpunkten detail- 
liert Stellung genommen: 
• Stärkung der Patien- 

tensouveränität durch 
Transparenz, Wahlmög- 
lichkeiten und Beteili- 
gungsrechte 

• Verbesserung der Qua- 
lität der Patientenversor- 
gung 

• Weiterentwicklung der 
Versorgungsstrukturen 

• Neuordnung der Versor- 
gung mit Arznei-, Heil- 
und Hilfsmitteln 

• Reform der Organisati- 
onsstrukturen im Ge- 
sundheitswesen 

• Prävention 
• Neuordnung der Finan- 

zierung 
• Gleichbehandlung nicht 

versicherter Sozialhilfe- 
empfänger 

• Übertragung der Refor- 
men auf beihilfeberech- 
tigte Minister, Abgeord- 
nete und Beamte 

Den vollständigen 
Wortlaut finden Sie 

unter: www.cdunet.de 

Merkel und Rüttgers auf Radtour in NRW 

Haan und Hilden 
standen auf dem Ta- 
gesprogramm der 
CDU-Vorsitzenden 
Angela Merkel und 
von Jürgen Rütt- 
gers, Vorsitzender 
der CDU-NRW. 

Mit dem Fahrrad 
Waren die beiden Po- 
litiker bei rund 30 
Grad unterwegs, um 
sich vor Ort über die 
beiden Städte zu in- 
formieren. „Petrus 
hilft denjenigen, die 
es verdient haben", 
kommentierte   Rütt- 

Foto: Ossenbrink 

gers den Sonnen- 
schein. Auf dem 
Marktplatz von Haan 
bekräftigten Merkel 
und Rüttgers ihre 
Kritik an der rot-grü- 
nen Regierung. Ge- 
spräche mit Lokal- 
politikern und Bür- 
germeistern waren 
ebenso Bestandteil 
der Tour, wie der 
Besuch eines welt- 
weit führenden Bio- 
technologie-Unter- 
nehmens zur Aufbe- 
reitung von DNA- 
Säuren. 
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CSU-PARTEITAG 

„Starke Union in ganz Deutschland" 
„Die CDU wird alles tun, 
damit die CSU bei der 
Landtagswahl im Septem- 
berein fulminantes Ergeb- 
nis einfährt", versprach 
die CDU-Vorsitzende An- 
gela Merkel auf dem CSU- 
Parteitag in Nürnberg. 

Während eines Gruß- 
wortes an die Delegierten 
lobte Merkel die vertrauens- 
volle Zusammenarbeit der 
zwei Schwesterparteien. 
„Wir brauchen einander und 
wir brauchen eine starke 
Union in ganz Deutsch- 
land", sagte die Parteivorsit- 
zende. In ihrer Rede ging sie 
auch mit der derzeitigen Po- 
litik der rot-grünen Bundes- 
regierung hart ins Gericht: 

des Bundeskanzlers. „Die 
Handschrift von Rot-Grün 
lautet, ich kann mich auf 
nichts verlassen." Die Rent- 
ner wüssten heute nicht, ob 
sie im kommenden Jahr eine 
Rentenerhöhung oder eine 
Rentensenkung bekämen. 
Dies sei das Ergebnis der 
Rentenpolitik nach Kassen- 
lage. Im Hinblick auf die 
Steuerreform machte die 
CDU-Parteivorsitzende 
klar, dass CDU und CSU 
nicht der „Hilfsmotor einer 
lahmenden Regierung" 
seien. Hier müsse zunächst 
von den Verantwortlichen 
etwas Konkretes auf den 
Tisch gelegt werden. „Eini- 
gungszwang gibt es für die 

„Politik, die Menschen nicht 
ernst nimmt, ist keine Poli- 
tik, die den Namen ver- 
dient", sagte sie in Richtung 

Union aber auch dann 
nicht", sagte die Fraktions- 
vorsitzende von CDU/CSU. 
Auch im Hinblick auf die ge- 

samtwirtschaftliche Lage in 
Deutschland sparte Merkel 
nicht mit Kritik: „In 
Deutschland wächst nur 
noch eine Branche, und das 
ist die Schwarzarbeit". Zu 
der gleichen Einschätzung 
kam auch CSU-Parteichef 
Edmund Stoiber, der mit 97 
Prozent eindrucksvoll im 
Amt bestätigt wurde. „Noch 
nie war die Lage in Deutsch- 
land so düster wie heute", er- 
klärte Stoiber. Von der Re- 
gierung forderte er erneut 
eine Lockerung des Kündi- 
gungsschutzgesetzes. Ne- 
ben Steuersenkungen seien 
auch Reformen auf dem Ar- 
beitsmarkt notwendig, so 
Stoiber. Zur Lösung der Pro- 
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bleme im Land bot er der 
Bundesregierung die Zu- 
sammenarbeit an. Eine 
große Koalition schloss er 
jedoch kategorisch aus: 
»Wir sind nicht das Notag- 
gregat als Mehrheitsbe- 
schaffer für Rot-Grün", so 
der CSU-Chef. Für die 
Landtagswahl am 21. Sep- 
tember legte Stoiber „50 
Prozent plus x" als Ziel- 
marke für die CSU fest. „Wir 
brauchen ein kraftvolles Er- 
gebnis auch als Rückenstär- 
kung für Berlin und Brüs- 
sel", so der Parteichef. 

In   aktuellen   Umfragen 
liegt die CSU zwei Monate 

vor der Landtagswahl mit 
59 Prozent deutlich vorn. 
Das sind sechs Prozent mehr 
als vor fünf Jahren und ent- 
spräche in etwa dem Resul- 
tat bei der Bundestagswahl. 
Für die CSU ist dies ein An- 
sporn, weiter für den Rück- 
halt in der Bevölkerung zu 
kämpfen. 

Das stabile Hoch der 
CSU ist für den politischen 
Gegner derart zermürbend, 
dass die SPD bei den anste- 
henden Wahlen längst nicht 
mehr von einer Wachablö- 
sung spricht, sondern allen- 
falls auf eine Stärkung der 
Opposition setzt. 

Edmund Stoiber 
mit 97 Prozent 
bestätigt 
Edmund Stoiber ist im 
Amt des Parteivorsit- 
zenden bestätigt wor- 
den. Auf dem Parteitag 
erhielt er 97 Prozent der 
Delegiertenstimmen. 

Als Stellvertretende 
Parteivorsitzende der 
CSU wurden Beate Merk 
(89,5 %), Barbara Stamm 
(87,12%), Horst Seeho- 
fer (85,11%) und Ingo 
Friedrich (84,73%) ge- 
wählt. 

ELMAR   BROK   IN   DEN   USA 

Transatlantische Partnerschaft stärken 
Der Vorsitzende des 
Außenpolitischen Aus- 
schusses des Europäi- 
schen Parlaments, Elmar 
Brok, und der US-Vize- 
präsident Dick Cheney 
haben bei einem Treffen 
die Zukunft der transat- 
lantischen Beziehungen 

erörtert. 
Die USA müssten nun 

prüfen, in welche Richtung 
sich die Europäer ent- 
wickelten. Dies gelte vor 
allem im Hinblick auf die 
künftige militärische Zu- 
sammenarbeit im Rahmen 
der NATO. Brok nutzte die 

Gelegenheit,  um  Cheney 
den   neuen   EU-Verfas- 
sungsentwurf vorzustellen. 

Dieser   biete   durch   die 
neuen außen- und verteidi- 
gungspolitischen Regelun- 
gen die Chance, Europa zu 
einem wirklichen Partner 
der transatlantischen Part- 
nerschaft zu machen. Al- 
lerdings    könnte    dieses 
Konzept durch Initiativen 
aus Washington scheitern. 
„Es besteht dann die Ge- 
fahr, dass sich auf Dauer 
europäische Staaten außer- 
halb von EU- und NATO- 
Verpflichtungen  zusam- 

menschließen",  warnte 
Brok. Anlässlich der USA- 
Reise   standen   auch  Ge- 
spräche mit Vertretern von 
Kongress  und  Regierung 
auf dem Programm. Hier 
war    nach    Einschätzung 
Broks der deutliche Willen 
zu spüren die Beziehungen 
weiter zu vertiefen. Dies 
könne bis hin  zu einem 
transatlantischen    Markt 
führen.   „Dabei   gewinnt 
auch zunehmend die Idee 
an Boden, besondere Rei- 
seerleichterungen für EU- 
und US-Bürger zu schaf- 
fen", erklärte Brok. 
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ANGELA   MERKEL: 

Regierung muss nachsitzen 
In der vergangenen Wo- 
che haben Bundeskanzler 
Schröder und Finanzmini- 
ster Eichel die Finanzie- 
rung der geplanten Steu- 
erreform vorgestellt. Für 
die Vorsitzende der CDU 
und der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Angela 
Merkel, waren diese Aus- 
führungen kein Schritt 
nach vorn. In einer Stel- 
lungnahme erklärte sie: 

Die Union sagt Ja zum 
Vorziehen der Steuerent- 
lastung von 2005 auf 2004. 
Aber - und das kann gar 
nicht oft genug wiederholt 
werden - an den Vorausset- 
zungen dafür muss gearbei- 
tet werden. Denn als Anwalt 
der Menschen will die 
Union, dass die Menschen 
durch Steuerentlastungen 
auch tatsächlich entlastet 
und nicht hinten herum neu 
belastet werden. Diesem 
Ziel dienen unsere Bemüh- 
ungen für eine seriöse Fi- 
nanzierung der vorgezoge- 
nen Steuerentlastung. 

Für diese Finanzierung 
hat der Bundeskanzler mit 
seinem Finanzminister heute 
erste Eckpunkte vorgelegt. 
Es ist gut, dass die Bundesre- 
gierung damit endlich-denn 
es ist schon sehr viel Zeit ver- 
strichen - unserer Forderung 
nachgekommen ist. 

Absolut enttäuschend 
aber ist, was er vorgelegt hat: 
einfach die Flucht in neue 
Schulden, Länderund Kom- 
munen werden im Stich ge- 
lassen. Das reicht nicht. 
Deshalb ist klar: Die Bun- 
desregierung muss nachsit- 
zen. Drei Punkte sind dabei 
zu beachten: 

Erstens erwarten wir um- 
gehend - spätestens am 13. 
August - eine anständige 
Kabinettvorlage mit einem 
konkreten Gesetzespaket, 
das endlich Zahlen, Daten 
und Fakten für Bund, Län- 
der und Kommunen vorlegt 
und sich um die eigentli- 
chen Probleme nicht he- 
rumdrückt. Die jetzt vorge- 
legten Eckpunkte verdienen 
den Namen Finanzierungs- 
konzept nicht. 

Sollte die Bundesregie- 
rung einen Kabinettsbe- 
schluss vorlegen, der die- 
sen Anforderungen gerecht 
wird, werde ich zweitens den 

Vorsitzenden der Minis- 
terpräsidentenkonferenz, 
Ole von Beust, bitten, mit 
den Ministerpräsidenten der 
CDU-regierten Länder und 
dem haushaltspolitischen 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Diet- 
rich Austermann MdB, und 
in Abstimmung mit der CSU 
zu sondieren, welche Mög- 
lichkeiten die Länder und 
die Bundestagsfraktion für 
eine seriöse Finanzierung 
der vorgezogenen Steuer- 
entlastung sehen. 

In diesem Zusammen- 
hang erwarten wir drittens 
auch von den SPD-regierten 
Ländern eine Stellungnah- 
me zu den heute vorgestell- 
ten Eckpunkten. 

Eines aber steht heute 
schon fest: Dies alles macht 
überhaupt nur Sinn, wenn 
endlich auch die Struktur- 
reformen, die unser Land 
dringend braucht, in Angriff 
genommen werden. Wir 
müssen u. a. die gesetzlichen 
Voraussetzungen für Bünd- 
nisse für Arbeit schaffen, 
den Kündigungsschutz ver- 
ändern, Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe zusammen- 
legen und Wachstum und 
Innovation ermöglichen. 
Auch hierfür liegen die 
Vorschläge der Union auf 
dem Tisch. 
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NACH   DER   ELBE-FLUT 

Parteispitze besucht 
ehemalige Hochwassergebiete 

Die CDU-Vorsitzende An- 
gela Merkel und General- 
sekretär Laurenz Meyer 
haben sich über die Lage in 
den vom Hochwasser 2002 
besonders betroffenen ost- 
deutschen Gebieten infor- 
miert. 

Während Angela Merkel 
mit Sachsens Staatsminister 
für Umwelt und Landwirt- 
schaft, Steffen Flath, die 
Großbaustelle des „Hoch- 
wasserschutzbeckens Müg- 
litztal" in Lauenstein be- 
suchte, reiste Laurenz 
Meyer nach Wittenberg, 
Dessau und Bitterfeld-Wol- 
fen. Dort traf er mit Sachsen- 
Anhalts Ministerpräsident 
Wolfgang Böhmer und der 
Ministerin für Landwirt- 
schaft und Umwelt, Petra 
Wernicke, zusammen. 

In der Gemeinde Müg- 
litztal waren 220 Haushalte 
direkt von der Flutkatastro- 
phe betroffen. Die gesamte 
Infrastruktur 
wurde damals 
zerstört, neben 
Straßen, Eisen- 
bahn und Ufer- 
befestigungen 
auch 26 Brük- 
ken. In Freital 
wurden rund 
700 Gebäude 
vom    August- 

Hochwasser beschädigt. 
Bei einem Gang durch das 
Albert-Schweitzer-Viertel 
konnte sich Angela Merkel 
einen Eindruck über den 
Stand des Wiederaufbaus 
verschaffen. Danach be- 
sichtigte sie die Papierfabrik 
Hainsberg. 

Angela Merkel forderte 
zum Abschluss ihres Be- 
suchs, die Frist zum Ab- 
rufen der staatlichen Auf- 

Fotos: Ossenbrink 

bauhilfen notfalls über 
2005 hinaus auszudehnen. 

Zum Auftakt seiner In- 
formationsreise nahm Ge- 
neralsekretär Meyer die 
Deichbruchstelle im Wit- 
tenberger Ortsteil Pratau 
in Augenschein. Hier war 
es bis zum Deichbruch am 
17. August gelungen, die El- 
be mit 750.000 Sandsäcken 
zurückzudrängen. Meyer 
betonte, die Opfer der Jahr- 
hundertflut brauchten nach 
wie vor Unterstützung. 
Nach zwölf Monaten müsse 
jetzt eine Bestandsaufnah- 
me über noch zu leistende 
Hilfe erfolgen. 

Am 17. August 2002 hat- 
te die Flutwelle auch das 
Kreiskrankenhaus     Bitter- 
feld-Wolfen  erreicht.   Be- 
troffen von den Wasserschä- 
den  waren  vor allem  die 
Technikzentrale mit der ra- 
diologischen       Abteilung, 
Teile der Verwaltung und 
das       Krankenhausarchiv. 
Durch  interne Umstruktu- 
rierungen gelang es jedoch, 
die medizinische Betreuung 
der Patienten am Standort 
Wolfen sicherzustellen. Zur 
Beseitigung von Schäden an 
Deichanlagen allein in der 
Region   Bitterfeld   wurden 
bislang rund sechs Millio- 
nen Euro eingesetzt. 
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EHRUNG 

125. GEBURTSTAG VON ANDREAS HERMES 

Ehrung des Gründungsmitglieds der CDU 
„Als Christ und Patriot ist er 
beispielhaft für das Werte- 
fundament und die geistige 
Prägekraft der christlichen 
Demokratie", sagte die Vor- 
sitzende der CDU über And- 
reas Hermes, den Mitbe- 
gründer der CDU. 

Anlässlich des 125. Ge- 
burtstags fand in den Räumen 
der Konrad-Adenauer-Stif- 
tung in Berlin eine Feier- 
stunde zu Ehren von Hermes 
statt. Die Deutsche Post wid- 
mete dem Politiker eine Son- 
dermarke im Rahmen der Se- 
rie „aufrechte Demokraten". 

Vom März 1920 bis März 
1922 leitete Hermes das 
Reichsministerium für Er- 
nährung und Landwirtschaft, 
vom Oktober 1921 bis Au- 

gust 1923 auch das in jenen 
Jahren undankbare Reichs- 
finanzministerium. In seiner 
dreijährigen Ministerzeit war 
er einer der profiliertesten 
Politiker der Weimarer Auf- 
baujahre. 

Während des 2. Welt- 
kriegs kam er in Verbindung 
zu Widerstandskreisen. Carl 
Goerdeler führte ihn in einer 
seiner Ministerlisten als 
Landwirtschaftsminister. 
Nach dem 20.7.1944 wurde 
er   vom    Volksgerichtshof 

zum Tode verurteilt, kam je- 
doch mit dem Leben davon. 

Als Gründungsmitglied 
der CDU in Berlin und der 
SBZ und 1. Vorsitzender ge- 
staltete er Aufbau und erste 
programmatische Leitlinien 
der neuen Partei maßgeblich 
mit. Seine gesamt deutsche 
Ausrichtung und die Ableh- 
nung einer entschädigungs- 
losen Bodenreform führten 
zu seiner Absetzung durch 
die Sowjetische Besatzungs- 
macht. 

Gegen Konrad Adenauers 
Westorientierung und Euro- 
papolitik hatte er Vorbehalte, 
aus Sorge, die Frage der Wie- 
dervereinigung werde durch 
die europäische Einigung in 
den Hintergrund gedrängt. 

Leben und Wirken von Andreas Hermes, 
* 16.7.1878 Köln 
t   4.1.1964 Krälingen/Eifel 

1905 Promotion 
1919/20 Ministerialdirektor im Reichs- 

wirtschaftsministerium 
1920-1922 Reichsminister für Ernährung 

und Landwirtschaft 
1921-1923 auch der Finanzen 
1924-1928 MdL Preußen (Zentrum) 
1928-1933 Präsident verschiedener landwirt- 

schaftlicher Organisationen 
1928-1933 Mitglied des Reichstages 
1936-1939 Wirtschaftsberater in Bogota 
11.1.1945 zum Tode verurteilt 
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Hern ies, Dr. phil. 
1945 stellvertretender Oberbürger- 

meister von Berlin und Leiter des 
Ernährungsamtes. Mitgründer 
und (bis Dez. 1945) Vorsitzender 
der CDU 

1947- -1949 Mitgl. des Wirtschaftsrates der 
Bizone 

1947- -1954 Mitgründer und Präsident des Dt. 
Bauernverbands 

1946- -1961 Präsident des Dt. Raiffeisenver- 
bands 

1954- -1958 Präsident des Verbands der Eu- 
ropäischen Landwirtschaft 
(CEA). 



Aus   DEN   LäNDERN' 

CDU-Länder praktizieren 
Bürokratieabbau 

Die CDU-Regierungen im 
Saarland und in Baden- 
Württemberg haben be- 
reits in den vergangenen 
Monaten konsequent bü- 
rokratische Instanzen ab- 
gebaut und die Verwaltun- 
gen modernisiert. Nieder- 
sachsen will nun mit einem 
breit angelegten Maß- 
nahmenpaket nachlegen. 

Zur beabsichtigten Auf- 
lösung aller Bezirksregie- 
rungen werden zwanzig ver- 
schiedene Projekte gestar- 
tet. Es geht dabei um die 
Organisation der Polizei, 
der Vermessungs- und Ka- 
tasterverwaltung sowie der 
Landessozial Verwaltung 
und um die Bereiche Ge- 
sundheit und Verkehr. 

Aufgabenkritik 

Im Zuge der Agrarstruk- 
turverwaltung wird eine Fu- 
sion der Landwirtschafts- 
kammern geprüft. Bei den 
Projekten geht es vor allem 
um eine Aufgabenkritik. Es 
soll geprüft werden, welche 
Aufgaben ganz wegfallen, 
°der aber zumindest redu- 
z'ert werden können. Darü- 
ber hinaus sollen privatisie- 
ru-ngsfähige Aufgaben von 
"•"ivaten     wahrgenommen 

werden. Dort wo es sinnvoll 
ist, werden auch Verantwor- 
tungsbereiche des Landes an 
die Kommunen zurück 
übertragen. Durch die Re- 
formen könnte Niedersach- 
sen nach eigenen Schätzun- 
gen die Verwaltung um 
6.000 Stellen reduzieren. 

Abbau von 
Verwaltungsvorschriften 

Im Saarland wurde neben 
Privatisierung und Deregu- 
lierung auch der direkte Ab- 
bau von Vorschriften einge- 
leitet. Grundsätzlich haben 
im Saarland unter der 
Regierung von Peter Müller 
alle Verwaltungsvorschrif- 
ten, die vor 1980 erlassen 
wurden, am 31.12.1999 ihre 
Gültigkeit verloren, soweit 
ihre Weitergeltung nicht aus- 
drücklich beschlossen wur- 
de. Das gleiche Verfahren 
wird auf die vor 1990 er- 
lassenen Verwaltungsvor- 
schriften angewendet, die am 
31.12.2000 auslaufen. Nach 
1990 erlassene Verwal- 
tungsvorschriften bedurften 
bis 31.12.2001 der Verlän- 
gerung, wenn sie nicht unter 
die Verfallsautomatik fallen 
sollten und damit zu diesem 
Datum außer Kraft treten. 

Entscheidung aus 
einer Hand 

Die „fortschrittlichste 
und effektivste Verwaltung 
im Bundesvergleich" bean- 
sprucht der Baden-Würt- 
tembergische Ministerprä- 
sident Erwin Teufel für 
sich. „Entscheidungen aus 
einer Hand" hieß das 
Leitmotiv bei der kürzlich 
abgeschlossenen Verwal- 
tungsreform. Ergebnisse 
der Bündelung von bis da- 
to zergliederten Zuständig- 
keiten sind einheitliche An- 
laufstellen, schlankere und 
effizientere Verwaltungen 
und integrierte Entschei- 
dungen. 

Vorbild für die Verwal- 
tungsreformen in Baden- 
Württemberg sind für Erwin 
Teufel die Rathäuser. So ein- 
fach, wie es für den Bürger 
dort sei, müsse es auch bei 
anderen Behörden werden. 
Künftig wird das Landrat- 
samt die zentrale Anlauf- 
stelle sein und beispiels- 
weise bei Bauanträgen allein 
zuständig sein. Bisher waren 
fünf verschiedene Behörden 
für einen Bauantrag zustän- 
dig. Dadurch werden in den 
kommenden fünf Jahren gut 
20 Prozent eingespart. 
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Hessen will Niedriglohnsektor stärken 
Hessen hat unter dem Titel 
„Mehr Arbeit, mehr Geld - 
hessisches Modell zur akti- 
vierenden Sozialhilfe und 
Unterstützung des Nied- 
riglohnsektors" eine neue 
Gesetzesinitiative vorge- 
stellt, die demnächst in 
den Bundesrat eingebracht 
werden soll. 

Dieses gemeinsam mit 
dem Münchner ifo-Institut 
entwickelte Modell zur Re- 
form der Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik zeige Wege 
auf, wie in Deutschland 
durch eine Verzahnung der 
Reformen im Bereich der 
Arbeitslosen- und Sozial- 
hilfe einerseits und im Nied- 
riglohnsektor andererseits 
mehr Wachstum und Be- 
schäftigung geschaffen wer- 
den könne. Langfristig, so 
die Schätzungen des ifo-In- 
stituts, könnte die Stärkung 
des Niedriglohnsektors bei 
Bund und Ländern zudem zu 
Einsparungen von rund 10 
Mrd. Euro pro Jahr führen. 

Die Grundbausteine des 
Gesetzentwurfs 

1. Zusammenlegung von 
Arbeitslosen- und Sozial- 
hilfe auf dem Niveau der 
Sozialhilfe und Zuweisung 
der Vermittlungs- und Leis- 
tungsaufgaben an die kom- 

munalen Gebietskörper- 
schaften als Voraussetzung 
für ein effektiveres Hilfesys- 
tem. Die neue Leistung soll 
Hilfe zur Existenzsicherung 
heißen. 

2. Finanzielle Anreize 
zur Förderung des Ausstiegs 
aus der Sozialhilfe und zur 
Aufnahme einer Beschäfti- 
gung im Niedriglohnsektor. 
Zukünftig sollen Menschen, 
deren Erwerbseinkommen 
oberhalb der Geringfügig- 
keitsgrenze von 400 Euro 
liegt mit steigendem Brutto- 
lohn auch mehr Netto ver- 
dienen. Dies ist ein ganz 
wesentlicher Schritt zum 
Abbau der Arbeitslosigkeit. 
Um die Nachhaltigkeit die- 
ses neuen Instruments zu 
verstärken, unterstützt das 
Gesetz generell den Ausbau 
eines in Deutschland bislang 
vergleichsweise unterent- 
wickelten Niedriglohnsek- 
tors durch die Einführung ei- 
nes Lohnzuschlags für 
Geringverdienende. 

3. Wer staatliche Leis- 
tungen empfängt, muss eine 
Gegenleistung in Form von 
Arbeit erbringen. Diese 
wird in Zukunft auch kom- 
munal angeboten. 

4. Abbau von Barrieren, 
die einer Arbeitsaufnahme 
im Wege stehen, insbeson- 
dere auch für Eltern mit Kin- 
dern und Alleinerziehende. 

Stärker als bisher wird das 
Ziel verfolgt, Menschen den 
Ausstieg aus der Bedürftig- 
keit zu ermöglichen, die we- 
gen der Betreuung von Kin- 
dern oder der Pflege von 
Angehörigen daran gehin- 
dert sind, einer Erwerbs- 
tätigkeit nachzugehen. So 
sollen etwa, solange es 
nicht genügend Plätze für 
Kinder in Tageseinrichtun- 
gen gibt, Erwerbstätige und 
Erwerbssuchende vorrangig 
bei der Vergabe berücksich- 
tigt werden. 

5. Wer trotz Erwerbs- 
fähigkeit nicht bereit ist, 
eine angebotene Arbeit an- 
zunehmen, muss mit emp- 
findlichen Sanktionen rech- 
nen, bis hin zur vollständi- 
gen Streichung seines So- 
zialhilfe-Regelsatzes. 

6. Gleichstellung von 
Leistungsempfängern im 
Krankheitsfall mit Pflicht- 
versicherten in der Gesetzli- 
chen Krankenversicherung- 

7. Asylbewerber sollen in 

Zukunft ausschließlich Lei- 
stungen nach dem Asylbe- 
werberleistungsgesetz er- 
halten. 

8. Der Gesetzentwurf 
räumt Ländern Freiräume 

ein, um einen Wettbewerb 
um die besten Lösungen " 
z. B. bei der Pauschalierung 
der Sozialleistungen- zu er- 
möglichen. 
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WETTBEWERBSVERGLEICH 

MATTHIAS   WISSMANN: 

Deutschland im europäischen Wett- 
bewerb - höchste Zeit zu handeln 

Immer öfter hört man 
die traurige Wahrheit - 
der Wirtschaftsstandort 
Deutschland ist in Gefahr. 

Doch wie schlimm sieht 
es wirklich aus? Anstatt im 
Reich der grauen Theorie zu 
bleiben, wird es Zeit, kon- 
krete Zahlen zu nennen und 
endlich zu handeln. 

Im jüngsten internatio- 
nalen Vergleich der Wettbe- 
werbsfähigkeit der größten 
Volkswirtschaften durch das 
World Economic Forum lan- 
dete Deutschland auf Platz 
14. Ganz oben stehen die 
USA, doch auch Europa ist 
durch Länder wie Finnland 
und die Schweiz in den Top 
Ten vertreten. Betrachtet 
man die Ergebnisse genauer, 
erkennt man: Nach wie vor 
ist die deutsche Wirtschaft zu 
Spitzenleistungen imstande 
- der politische Beitrag zur 
Wettbewerbsfähigkeit hin- 
gegen fällt miserabel aus. So 
erreicht Deutschland bei der 
Nutzung von Ressourcen 
eine gute vierte Platzierung. 
Bei der Infrastruktur liegt 
Deutschland auf Platz drei; 
eine Spitzenposition erreicht 
Deutschland bei der Herstel- 
lung von Markenwert und bei 
Innovationskapazitäten. 

Wirtschaft spitze, 
Rahmenbedingungen 

kläglich 

Der Grund für das ins- 
gesamt mittelmäßige Ab- 
schneiden Deutschlands ist 
somit auf makroökonomi- 
scher Ebene zu finden: In Sa- 
chen Flexibilität von Lohn- 
abschlüssen und Einstel- 
lungs- und Kündigungsprak- 
tiken liegt Deutschland auf 
einem schmachvollen vor- 
letzten Platz (79). Auch die 
Regierungsausgaben (Platz 
71) und die Effizienz des 
Steuersystems (Platz75) ver- 
deutlichen die Schwachstel- 
len. Die Diskrepanz zwi- 
schen den Spitzenleistungen 
der Privatwirtschaft und den 
Rahmenbedingungen, die 
der Staat bietet, ist offen- 
sichtlich. Ein Vergleich 
Deutschlands mit seinen eu- 

ropäischen Nachbarn in ei- 
nigen Kernbereichen ver- 
deutlicht die prekäre Position 
Deutschlands als Wirt- 
schaftsstandort. Konkrete 
Einblicke bietet ein Ver- 
gleich der Arbeitskosten: 
Nur in Norwegen ist Arbeit 
teurer als in Deutschland 
(25,38 EUR/Arbeitsstunde). 
Der EU-Durchschnitt liegt 
bei 19,77 EUR; die Beitritts- 
länder bieten, wie das Bei- 
spiel von Tschechien mit 
3,53 EUR zeigt, noch weit 
günstigere Bedingungen. 
Auch auf eine im europäi- 
schen Vergleich herausra- 
gend hohe Arbeitsprodukti- 
vität kann man sich in 
Deutschland nicht mehr ver- 
lassen. Wie jüngst eine Stu- 
die von Mummert Consul- 
ting und dem FAZ-Institut 
zeigte, landet Deutschland 
im europäischen Vergleich 
nur noch im Mittelfeld. 

Ein zentraler Faktor, der 
Unternehmern in Deutsch- 
land zu schaffen macht, ist 
das Thema Arbeitszeit. Zählt 
man Urlaubs- und Feiertage 
zusammen, konnten deut- 
sche Industriearbeiter im 
Jahr 2002 über acht Wochen 
bei voller Bezahlung Freizeit 
genießen. Bei einem tarifli- 
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chen Urlaubsanspruch von 
30 Tagen steht Deutschland 
an der Spitze der internatio- 
nalen Freizeitrangliste. Die 
deutsche Industrie verzeich- 
nete seit 1992 eine Arbeits- 
zeitverkürzung von 71 Stun- 
den, obschon Westdeutsch- 
land damals bereits Freizeit- 
Weltmeister war. 

Deutsche arbeiten 
weniger als die 

Nachbarn 

Besonders deutlich wird 
die Diskrepanz im Bereich 
der Arbeitszeiten auf der 
konkreten Unternehmens- 
ebene. So erlebt ein mittel- 
ständischer Sägenhersteller, 
dass seine Mitarbeiter in 
Deutschland knapp 1500 
Stunden im Jahr arbeiten, 
während deren Kollegen im 
Schweizer Werk 1842 Jah- 
resstunden leisten. Wohl 
gemerkt: Wir sprechen von 
der Schweiz, einem Land 
mit hohem Lebensstandard. 
Dass die Mitarbeiter der 
Firma in China mit 1928 
Jahresarbeitsstunden länger 
arbeiten, überrascht nicht, 
doch der Vergleich mit der 
Schweiz sollte uns wach- 
rütteln. 

Kein Wunder, dass sich 
immer mehr Unternehmer 
mit Abwanderungsgedan- 
ken tragen. Wichtigstes Mo- 
tiv für standortbedingte Pro- 

duktionsverlagerungen sind 
die Arbeitskosten. Im Un- 
ternehmeralltag sieht das so 
aus: 

Folgenschwere 
Standortverlagerung 

An seinem tschechischen 
Produktionsstandort zahlt 
z.B. ein mittelständisches 
Messtechnik-Unternehmen 
nur ein Zehntel der Arbeits- 
kosten, die am Standort in 
Deutschland anfallen. Kein 
Wunder, dass mehr als 1000 
deutsche Unternehmen be- 
reits in Tschechien vertreten 
sind. Für Deutschland be- 
deuten Standortverlagerun- 
gen eine weitere Verminde- 
rung inländischer Investiti- 
onsausgaben und eine deut- 
liche Reduzierung der Be- 
schäftigtenzahl im Inland. 
Dagegen werden laut einer 
Schätzung des DIHK für 
die Jahre 2003-05 im Aus- 
land pro Jahr 50.000 Ar- 
beitsplätze als Folge deut- 
scher Standortnachteile ent- 
stehen. 

Mangelnde Flexibilität 
am Arbeitsmarkt wird in der 
Umfrage des Verbands 
deutscher Maschinen- und 
Anlagenbau (April 2003) 
von 79% der befragten Un- 
ternehmen als Grund für 
Standortverlagerungen ge- 
nannt. Laut einem aktuellen 
Bericht des Fräser Institutes 
liegt Deutschland in Sachen 

wirtschaftliche Freiheit in- 
ternational auf Platz 20. 
Keines der anderen Länder 
hatte derart strikte Arbeits- 
marktregeln. Auch der Kün- 
digungsschutz ist so stark 
ausgebaut wie fast nir- 
gendwo sonst; nur in den 
Niederlanden sind die ge- 
setzlichen Hürden nach ei- 
nem Vergleich von 18 
OECD-Ländern noch höher 
als hierzulande. 

Das Fazit ist offenkundig: 
Es ist höchste Zeit zu handeln 
- und zwar nicht durch ein 
Aufstellen von Verboten. 
Durch die Schaffung attrak- 
tiverer wirtschaftlicher Rah- 
menbedingungen muss die 
betriebliche Notwendigkeit 
zu standortbedingten Ver- 
lagerungen gemindert wer- 
den. Wird jetzt nicht ge- 
handelt, werden zukünftig 
nicht nur lohnintensive Un- 
ternehmensteile ins Ausland 
ausgelagert, sondern zuneh- 
mend kapital- und wissensin- 
tensive Unternehmensteile 
wie Verwaltung, Forschung 
und Entwicklung. Dieser für 
Deutschland verheerende 
Trend hat bereits begonnen. 

Was muss geschehen? 

1. Verlängerung der 
Arbeitszeiten 

Eine oder zwei Wochen- 
stunden   Mehrarbeit  ohne 
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Lohnausgleich und ein oder 
zwei Urlaubstage weniger 
sind nicht unzumutbar. 
Laut jüngsten Berechnun- 
gen des Instituts der deut- 
schen Wirtschaft würde al- 
lein eine Wochenstunde 
Mehrarbeit ab Juli dieses 
Jahres eine Steigerung der 
Wirtschaftsleistung 2003 
um 1,3% bedeuten; 2004 
entstünden ca. 60.000 neue 
Stellen. Nicht zuletzt der 
gescheiterte Streik der IG- 
Metall in Ostdeutschland 
hat gezeigt, dass Arbeits- 
zeitverkürzungen längst 
nicht mehr auf der Tages- 
ordnung stehen. 

2. Senkung der Lohn- 
nebenkosten 

Die Senkung der Lohn- 
nebenkosten muss zentra- 

les Ziel einer auf Wachs- 
tum und Beschäftigung 
ausgerichteten Politik 
sein. Es gilt, eine Entla- 
stung von Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern durch 
die schrittweise Beitrags- 
senkung der Sozialversi- 
cherungsbeiträge auf un- 
ter 40% durchzusetzen. 
Auch eine stufenweise 
Senkung der Beiträge zur 
Arbeitslosenversicherung 
würde uns einen wichtigen 
Schritt weiter in Richtung 
Senkung der Lohnneben- 
kosten bringen. 

3. Abbau arbeitsrecht- 
licher Regulierung 

Wir brauchen weniger 
Bürokratie und mehr Fle- 
xibilität - für Arbeitneh- 
merund Betriebe. Wichtig 

Arbeitszeiten: Deutsche gehen früh nach Hause 
in Stunden D Tarifliche Jahresarbeitszeit eines Industriearbeiters 2002 
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ist vor allem die Flexi- 
bilisierung von Lohn- 
abschlüssen und arbeits- 
rechtlichen Regulierun- 
gen! 

4. Schaffung von 
Planungssicherheit 

Wir brauchen eine klare 
und mehrjährige Steuer- 
entlastungsstrategie - ge- 
rade auch hinsichtlich der 
Personengesellschaften - 
um endlich Planungssi- 
cherheit für Unternehmen 
am Standort Deutschland 
zu gewährleisten. 

5. Verstärkte Investi- 
tionen in Forschung 
und Entwicklung 

Gerade angesichts der 
veränderten Art der Aus- 
landsverlagerungen müs- 
sen nicht nur Standort- 
kosten gesenkt werden, 
sondern Standortpolitik 
muss sich auch auf ei- 
ne wirtschaftspolitische 
Verbesserung und Er- 
höhung der Innovations- 
fähigkeit und der Pro- 
duktivität inländischer 
Unternehmer konzentrie- 
ren. Forschung und Ent- 
wicklung müssen ver- 
stärkt werden, um die 
Innovations fähigkeit 
Deutschlands zu sichern. 
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THOMAS   RACHEL: 

Beängstigende Euthanasiepraxis 
in den Niederlanden 

Zur neusten Studie zur 
Euthanasiepraxis in den 
Niederlanden erklärte der 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion in der 
Enquete-Kommission 
„Ethik und Recht der mo- 
dernen Medizin": 

Eine von der niederländi- 
schen Regierung in Auftrag 
gegebene Studie hat eine 
beängstigende Entwicklung 
aufgezeigt:   In   der   Regel 
bleibt   die   Praxis   der   in 
Holland zulässigen Sterbe- 
hilfe meistens einer staatli- 
chen   Kontrolle   entzogen 
und bei  einem beträchtli- 
chen Teil der Fälle werden 
rechtliche Voraussetzungen 
und der Wille des Patienten 
missachtet. Als Gründe für 
die Tötung ohne Verlangen 
gaben die Ärzte bei einer 
Umfrage an, es habe keine 
Aussicht auf Besserung ge- 
geben, die Nächsten konn- 
ten es nicht mehr ertragen 
oder die geringe Lebensqua- 
lität des Kranken habe den 
Schritt nahe gelegt.  Dies 
können aber keine ausrei- 
chenden Kriterien sein. Ein 
zusätzliches   Problem   ist, 
dass ein Großteil der Fälle 
aktiver Sterbehilfe von den 
Ärzten gar nicht erst ge- 

meldet wird. Anstatt dessen 
werden falsche Todesur- 
kunden ausgestellt und eine 
natürliche Todesursache 
vorgespiegelt. 

Grund für die Inan- 
spruchnahme aktiver Ster- 
behilfe ist regelmäßig eine 
unzulängliche Pflege, feh- 
lende menschliche Betreu- 
ung, mangelnde medizini- 
sche Versorgung und sozia- 
ler Druck, der regelmäßig 
von Angehörigen auf 
Kranke ausgeübt wird. Eu- 
thanasie erscheint unter die- 
sem Blickwinkel als Folge 
der Verweigerung medizini- 
scher und menschlicher Zu- 
wendung. Es steht zu be- 
fürchten, dass durch ihre 
Legalisierung die aktive 
Sterbehilfe mehr und mehr 
gesellschaftliche Akzeptanz 
findet. Die Folgen sind ein 
zunehmender Druck von 
Angehörigen auf Ärzte und 

ein   Rechtfertigungszwang 
von  Kranken.  Dabei  sind 
andere Wege gangbar. Von 
den    Hospizen    und    aus 
der  Palliativmedizin  weiß 
man inzwischen, dass bei 
menschlicher   Zuneigung 
und effektiver Schmerzstil- 
lung der Wunsch nach einer 
vorzeitigen Beendigung des 
Lebens abnimmt. Die Vor- 
gänge in den Niederlanden 
zeigen,   wie   wichtig   und 
richtig es ist, dass das Thema 
Palliativmedizin und Ster- 
behilfe   auf  Initiative   der 
Christdemokraten zu einem 
zentralen Thema  der  En- 
quete-Kommission   „Ethik 
und  Recht  der modernen 
Medizin" wurde. Es ist die 
Pflicht unserer Gesellschaft, 
ein menschenwürdiges Le- 
ben bis zuletzt zu gewährlei- 
sten, den Leidensdruck zu 
mildern  und  so  auch  am 
Ende des Lebens zu helfen. 
Wir dürfen uns nicht von den 

kranken     und     leidenden 
Menschen   abwenden,   so 
dass diesen die vorzeitige 
Beendigung des Lebens als 
einziger Ausweg erscheint. 
Deshalb fordert die CDU/ 
CSU-Fraktion   eine   Stär- 
kung  der Palliativmedizin 

und des Hospizwesens. 
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MARIA   BöHMER,   WOLFGANG   BOSBACH: 

Spätabtreibungen vermeiden 
Die Erfahrungen mit den 
mehrfach geänderten ge- 
setzlichen Regelungen für 
Schwangerschaftsabbrü- 
che in der Praxis geben 
nach Ansicht der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
Anlass für Klarstellungen 
der Absichten des Gesetz- 
gebers und ergänzende 
Regelungen mit dem Ziel 
einer wirksamen Eingren- 
zung insbesondere von 
Spätabtreibungen. Die stell- 
vertretenden Fraktions- 
vorsitzenden fordern von 
der Regierung einen neuen 
Gesetzentwurf, der folgen- 
de Eckpunkte enthält: 
» Die pränatale Diagnostik 
muss mit einer vorausge- 
henden, umfassenden Bera- 
tung durch einen fachkun- 
digen Arzt verbunden sein. 
Werdende Eltern müssen 
bereits frühzeitig besser 
Über die möglichen medi- 
zinischen Erkenntnisse und 
damit oft verbundenen Kon- 
fliktsituationen dieser prä- 
natalen Diagnostik aufge- 
klärt werden. Deshalb ist 
die medizinische Beratung 
'n angemessener Weise um 
eme psycho-soziale Bera- 
tung zu erweitern. Dazu soll 
e'n Hinweis auf dieses Bera- 
tungsrecht der schwangeren 
"^au in den Mutterpass auf- 

genommen werden. Da- 
mit ließe sich bereits im 
Vorfeld die Konfliktsi- 
tuation für Eltern ver- 
mindern und Spätabtrei- 
bungen entgegenwirken. 
Die Beratung soll auch 
dadurch verbessert wer- 
den, dass spezielle Fortbil- 
dungsmaßnahmen für Bera- 
terinnen und Berater ange- 
boten werden. Nach einer 
pränatalen Diagnose mit pa- 
thologischem Befund muss 
sowohl eine Beratung durch 
einen fachkundigen Arzt als 
auch eine psycho-soziale 
Beratung erfolgen. 
• Eine Kostenübernahme 
für die pränatale Diagnostik 
durch die Krankenkassen 
findet nur unter der Voraus- 
setzung statt, dass diese vor- 
geschriebenen Beratungen 
erfolgt sind. Dies ist in den 
Richtlinien des Bundesaus- 
schusses der Ärzte und 
Krankenkassen verbindlich 
festzulegen. 
• Das Vorliegen der Vor- 
aussetzungen einer medizi- 
nischen Indikation im Zu- 
sammenhang mit einer Be- 
hinderung des ungeborenen 
Kindes ist nur durch Begut- 
achtung eines interdiszipli- 
nären Kollegiums (z.B. aus 
den Bereichen Frauen- und 
Kinderheilkunde, Psycholo- 

r* 

gie, Humangenetik) festzu- 
stellen, um die Prognoseent- 
scheidung nach § 218a Abs. 
2 StGB auf eine breitere Ba- 
sis zu stellen. Durch ein sol- 
ches Kollegium sollen ins- 
besondere die Ärzte unter- 
stützt werden, indem die 
Verantwortung für die Pro- 
gnoseentscheidung nicht 
mehr allein einem einzelnen 
Arzt obliegt. Maßgebliches 
Ziel ist es, werdenden Eltern, 
vor allem werdenden Müt- 
tern, umfassende Hilfestel- 
lung bei ihrer Entscheidung 
zu geben, wenn sie vor der 
schwierigen Frage der An- 
nahme eines behinderten 
Kindes oder dem Abbruch 
der Schwangerschaft stehen. 
• Erforderlich ist eine Klar- 
stellung des gesetzgeberi- 
schen Willens bei der Schaf- 
fung bzw. Änderung des gel- 
tenden Abtreibungsrechts 
1992 bzw. 1995 dahin, dass 
bei der medizinischen Indi- 
kation nur auf eine Gefahr 
für das Leben oder die Ge- 
fahr einer schwerwiegenden 

UID 23/2003-17 



'Aus   DER   CDU/CSU-BUND ESTAGSFRAKTION 

Beeinträchtigung des seeli- 
schen    Gesundheitszustan- 
des der Schwangeren abzu- 
stellen ist. Eine absehbare 
Behinderung allein ist kein 
Grund für einen Schwanger- 
schaftsabbruch nach § 218a 
Abs. 2 StGB. Deshalb ist § 
218a Abs. 2 StGB um einen 
Satz 2 zu ergänzen, der wie 
folgt  lauten  könnte:   „Ein 
embryopathischer   Befund 
allein ist keine Gefahr im 
Sinne des Satzes 1." 
• Um den Eltern die Ent- 
scheidung auch für ein be- 
hindertes Kind zu erleich- 
tern, ist eine Verbesserung 
der     Rahmenbedingungen 
erforderlich. Eltern müssen 
wissen,  dass  die  Gesell- 
schaft sie nicht allein lässt, 
wenn  sie  ein  behindertes 
Kind bekommen. Die Ver- 
besserung der Situation von 
behinderten  Menschen   ist 
durch   ein   eigenständiges 
und einheitliches Leistungs- 
gesetz für Behinderte, das 
vom Bund zu finanzieren ist, 
zu erreichen. 
• Wegen der Unsicherheiten 
und Risiken einer zuverlässi- 
gen Diagnostizierbarkeit von 
Vorschädigungen des erwar- 
teten Kindes und der sich be- 
reits abzeichnenden und für 
die Schwangerenbetreuung 
nachteiligen Folgen einer 
„Defensivmedizin" (Zitat: 
DGGG) wird die Bundesre- 
gierung aufgefordert, zu prü- 
fen, ob eine Regelung mög- 

lich ist, die sowohl der Ach- 
tung vor dem Leben und der 
Würde des Kindes gerecht 
wird als auch die Einhaltung 
der ärztlichen Pflichten im 
Rahmen des Behandlungs- 
vertrages sicherstellt. Dies 
gilt insbesondere für die 
Frage, ob die ärztliche Haf- 
tung für Unterhaltsleistun- 
gen für ein vorgeschädigt ge- 
borenes Kind bei Diagnose- 
irrtümern ebenso wie in 
Frankreich gesetzlich auf die 
Fälle grober Fahrlässigkeit 
beschränkt werden kann. 

• Das Weigerungsrecht der 
Ärzte, an einem Schwanger- 
schaftsabbruch mitzuwir- 
ken, ist nur für die Fälle ei- 
ner unmittelbaren Lebens- 
gefahr der Schwangeren 
auszuschließen. 
• Die statistische Erfassung 
von Problemfällen, insbe- 
sondere zur Sicherstellung 
der Meldung aller Spätab- 
treibungen, ist als notwen- 
dige Datenbasis für die Be- 
obachtungs- und Schutz- 
pflicht des Gesetzgebers zu 
erweitern. 

SENIOREN   UNION 

Abgleiten in Zwei-Klassen-Medizin 
verhindert. 

Der Bundesvorsitzende 
der Senioren Union, Otto 
Wulff, hat in einer ersten 
Stellungnahme den Ein- 
satz der Unions-Unter- 
händler der Konsensver- 
handlungen zur Gesund- 
heitsreform gelobt. 

„Durch ihren Einsatz 
konnte ein Abgleiten in eine 
Zwei-Klassen-Medizin zu 
Lasten ältererMenschen ver- 

hindert werden", so Wulff. 
Es werde keine englischen 
Verhältnisse geben, wo nach 
dem Alter festgelegt werde, 
welche Operationen noch 
vorgenommen werden. Aus 
volkswirtschaftlicher  Sicht 

sei die Schrittweise Senkung 
der Krankenkassenbeiträge 
auf 13 Prozent unumgäng- 
lich. „Richtig ist auch, die Pa- 
tienten zu größerer Selbst- 
verantwortung zu animie- 
ren", sagte Wulff. Der Bun- 
desvorsitzende verwies in 
seiner Bewertung jedoch 
darauf, dass der gefundene 
Kompromiss noch nicht der 
Durchbruch zu einer umfas- 
senden Strukturreform sei. 
Nachholbedarf für den Ge- 
setzgeber sieht er vor allem 
bei dem bürokratischen Ap- 
parat der Krankenkassen und 
bei der Preisbildung von Me- 
dikamenten. 
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Trotz über vier Millio- 
nen Arbeitslosen droht 
Deutschland mittelfristig ein 
Fachkräftemangel. Der Grund 
dafür liegt nach Ansicht des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung der Bundes- 
anstalt für Arbeit nicht nur in 
der demographischen Ent- 
wicklung. Vielmehr sei die 
mangelnde Qualifizierung der 
Bevölkerung Anlass für die 
düsteren Aussichten. 

pie Mittelstandskon- 
junktur hat sich im zweiten 
Quartal weiterverschlechtert. 
Der entsprechende Indikator 
der KfW sank auf den tiefsten 
Stand seit 1994. Lediglich die 
Baubranche und das verarbei- 
tende Gewerbe konnten ge- 
gen den Trend zulegen. Er- 
fasst werden von dem Index 
Ideine und mittlere Unterneh- 
men mit maximal 500 Be- 
schäftigten und einem Jahre- 
sumsatz bis zu 50 Mio. Euro. 

Für fast die Hälfte der 
deutschen spielt Arbeit eine 
Nichtigere Rolle als Freizeit. 
Bei einer „Lifestyle-Studie" 
der Gesellschaft für Konsu- 
^entenforschung (GFK) wa- 
^n 43 Prozent der Befragten 
dieser Meinung. 

ÖSr Bund will offenbar 
n°ch in diesem Jahr seinen 
^ktienbestand weiter redu- 
zieren. Vor allem Anteile der 
deutschen Telekom und der 

Deutschen Post sollen bei der 
staatseigenen Kreditanstalt 
für Wiederaufbau geparkt 
werden. Dies berichtete die 
Frankfurter Allgemeine Zei- 
tung. Für das laufende Jahr 
seien aus dem Verkauf von 
Beteiligungen an die KfW 
Einnahmen in Höhe von 5,5 
Mrd. Euro geplant. 

Eine Erhöhung der Wo- 
chenarbeitszeit ohne Lohn- 
ausgleich könnte die Zahl der 
Arbeitslosen in Deutschland 
nach Expertenansicht erheb- 
lich reduzieren. Die Bild-Zei- 
tung berichtete unter Beru- 
fung auf das Institut der deut- 
schen Wirtschaft von 
100.000 neuen Arbeitsplät- 
zen bei bereits einer Stunde 
Mehrarbeit. Als Begründung 
nennt das Blatt die relativ sin- 
kenden Arbeitskosten. 

Geschwindigkeit   wird 
im Internet immer mehr zum 
entscheidenden Faktor: Nach 
einer Umfrage der Gesell- 
schaft für Konsumforschung 
(GfK) und NFO Infratest 
surften zu Jahresbeginn be- 
reits 7,4 Millionen Bundes- 
bürger per DSL-Breitband- 
zugang im Internet und damit 
doppelt so viele wie ein Jahr 
zuvor. Mit dem schnellen Zu- 
gang ins World Wide Web 
wollten die Nutzer vor allem 
Unterhaltungsangebote wie 
Online-Spiele, Musik und Vi- 
deos herunterladen. 

Fast jeder zweite 
Deutsche nutzt mittler- 
weile das Internet. Nach 
einer neuen Studie des Deut- 
schen Instituts für Wirt- 
schaftsforschung (DIW) 
geht knapp die Hälfte der 
Bevölkerung (47 Prozent) 
regelmäßig ins Netz. Inner- 
halb von acht Jahren sei die 
Zahl der Internet-Nutzer 
von 250 000 auf knapp 39 
Millionen gestiegen. Bis 
2007 wird ein nochmaliger 
Anstieg auf 48 Millionen 
Nutzer (2007) erwartet. Das 
Internet hat sich nach der 
DIW-Studie auch in den Un- 
ternehmen fest etabliert. Im 
vergangenen Jahr nutzten 
62 Prozent der Firmen in 
Deutschland das Internet. 

Die ökonomische 
Freiheit in Deutschland 
ist auf dem Rückzug. Das ist 
das Ergebnis der diesjähri- 
gen Studie des Fräser Ins- 
tituts. Auf einer Skala von 
0 (keine Freiheit) bis 10 (vol- 
le Freiheit) kommt Deutsch- 
land auf einen Wert von 7,3 
und fällt damit auf den 
20. Platz zwischen Chile und 
Mauritius zurück. Gute No- 
ten bekam Deutschland für 
das Rechtssystem, schlechte 
Noten für die Rahmenbedin- 
gungen für Existenzgrün- 
der. Die ersten drei Posi- 
tionen der 123 analysierten 
Länder belegen Hongkong, 
Singapur und die USA. 
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